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B7-0259/2013

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Blockade der Revision der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
(2013/2637(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission,

– unter Hinweis auf den Vorschlag COM(2008)0229 der Kommission vom 30. April 2008 
für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission,

– unter Hinweis auf den Vorschlag COM(2011)0137 der Kommission vom 21. März 2011 
für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission,

– unter Hinweis auf seinen am 15. Dezember 2011 angenommenen Bericht über den 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und 
der Kommission (Neufassung) (COM(2008)0229),

– unter Hinweis auf die Anfragen an den Rat und die Kommission zur Blockade der 
Revision der Verordnung (EG) 1049/2001 über den Zugang zu Dokumenten 
(O-000113/2012 – B7-0055/2012 und O-000133/2012 – B7-0075/2012),

– unter Hinweis auf die Erklärung der Kommission vom 21. Mai 2013 zur Blockade der 
Revision der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass der Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten ein entscheidender 
Faktor ist, wenn die Rechenschaftspflicht der europäischen Organe gegenüber ihren 
Bürgern gesichert werden soll und dadurch deren Engagement und Vertrauen gestärkt 
werden sollen;

B. unter Hinweis darauf, dass das Parlament wiederholt mehr Transparenz im 
Gesetzgebungsverfahren gefordert hat und diese Forderung unter anderem auch die 
Transparenz hinsichtlich der Arbeitsgruppen des Rates, die Veröffentlichung von 
Rechtsgutachten bei Gesetzgebungsverfahren und mehr Transparenz in den Trilogen 
umfasste;

C. unter Hinweis darauf, dass die Kommission 2008 eine Neufassung der Verordnung 
Nr. 1049/2001 vorgeschlagen hat, und unter Hinweis darauf, dass sie diesen Vorschlag 
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nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon nicht zurückgezogen hat; unter Hinweis 
darauf, dass das Parlament die Kommission ordnungsgemäß darüber unterrichtet hat, dass 
die Anwendung des Neufassungsverfahrens unangemessen ist;

D. unter Hinweis darauf, dass die Kommission 2011 einen weiteren Vorschlag vorgelegt hat, 
mit dem der Anwendungsbereich der Verordnung Nr. 1049/2001 lediglich implizit auf 
alle Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen der EU ausgedehnt wird; unter Hinweis 
darauf, dass das Parlament die Verfahren von 2008 und 2011 zu einem Verfahren 
zusammengeführt hat;

E. unter Hinweis darauf, dass das Parlament am 15. Dezember 2011 seinen Standpunkt in 
erster Lesung festgelegt hat und der Trilog mit dem dänischen Ratsvorsitz im ersten 
Halbjahr 2012 in Gang gesetzt wurde; unter Hinweis darauf, dass die Kommission mit den 
vorgeschlagenen Kompromissmöglichkeiten nicht einverstanden war, was dazu geführt 
hat, dass seit über einem Jahr keine Fortschritte gemacht worden sind;

F. unter Hinweis darauf, dass es unter dem zyprischen und irischen Vorsitz aufgrund des 
Widerstands aus der Kommission, der dazu führt, dass im Rat bei bestimmten Punkten 
Einstimmigkeit verlangt wird, nicht gelungen ist, die Blockade im Rat zu lösen und 
weitere Verhandlungen aufzunehmen;

G. in der Erwägung, dass vom Scheitern einer Einigung auf eine neue Version der 
Verordnung 1049/2001 ein falsches Signal über das Wesen der EU an ihre Bürger 
ausgehen würde, und in der Erwägung, dass ein solches Scheitern die Legitimität des 
Entscheidungsprozesses der EU untergraben würde;

1. fordert alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU auf, die Verordnung 
Nr. 1049/2001 uneingeschränkt umzusetzen;

2. fordert die Kommission auf, sich sowohl in politischer als auch in technischer Hinsicht 
uneingeschränkt für die Änderung der Verordnung Nr. 1049/2001 einzusetzen;

3. fordert den Rat auf, die Gespräche über die Verordnung Nr. 1049/2001 wieder 
aufzunehmen, seinen Standpunkt in erster Lesung festzulegen und die Verhandlungen 
fortzusetzen;

4. bekräftigt sein Eintreten für eine Revision der Verordnung Nr. 1049/2001; unterstützt 
nachdrücklich die Verpflichtung der Organe, einen direkten Zugang zu ihren Dokumenten 
für die Öffentlichkeit einzurichten, und vertritt die Auffassung, dass die Möglichkeit einer 
proaktiveren Verbreitung von Informationen besteht; 

5. fordert nachdrücklich, dass ein geänderter Text als absolutes Minimum und in 
Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Vertrags den Anwendungsbereich 
ausdrücklich auf alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU ausdehnen 
sollte, die Transparenz der Gesetzgebung verbessern sollte, wobei jede Anwendung von 
Ausnahmen im Gesetzgebungsverfahren als Abweichung von der allgemeinen Regel der 
Transparenz der Gesetzgebung gelten sollte, Informationen nur dann als vertraulich 
anerkennen sollte, wenn der Sachverhalt dies tatsächlich rechtfertigt, und die Beziehung 
zwischen Transparenz und Datenschutz klären sollte;
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6. fordert die Kommission auf, den Vorschlag zur Definition des Begriffs „Dokumente“ 
genau zu begründen und zu gewährleisten, dass keine Gruppenfreistellungen eingeführt 
werden;

7. fordert die Kommission auf, so rasch wie möglich Lösungen für diese Probleme zu finden, 
um bei der Änderung der Verordnung Nr. 1049/2001 Fortschritte zu erzielen; 

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


